
 

 

 

 

 

 
1   Art. 12 Härtefall-Massnahmen für Unternehmen 
1 Der Bund kann auf Antrag eines oder mehrerer Kantone Unternehmen, die aufgrund der Natur ihrer wirtschaftlichen Tätig-
keit von den Folgen von Covid-19 besonders betroffen sind, insbesondere Unternehmen in der Wertschöpfungskette der 
Eventbranche, Schausteller, Dienstleister der Reisebranche sowie touristische Betriebe, in Härtefällen finanziell unterstützen, 
sofern sich die Kantone zur Hälfte an der Finanzierung beteiligen. Ein Härtefall liegt vor, wenn der Jahresumsatz unter 60 
Prozent des mehrjährigen Durchschnitts liegt. Die gesamte Vermögens- und Kapitalsituation ist zu berücksichtigen. 
2 Die Unterstützung setzt voraus, dass die Unternehmen vor Ausbruch von Covid-19 profitabel oder überlebensfähig waren 
und sie nicht bereits andere Finanzhilfen des Bundes erhalten haben. Diese Finanzhilfen schliessen die Kurzarbeitsentschä-
digungen, die Entschädigung des Erwerbsausfalls sowie die gestützt auf die Covid-19-Solidarbürgschaftsverordnung vom 25. 
März 2020 gewährten Kredite nicht mit ein. 
3 Der Bund kann im Sinne einer Härtefallregelung A-Fonds-perdu-Beiträge an die betroffenen Unternehmen ausrichten. 
4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten in einer Verordnung. 
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1 Der Bund beteiligt sich im Rahmen der Höchstbeiträge nach Artikel 15 zur Hälfte an 
den Kosten oder Verlusten, die einem Kanton aus seinen Härtefallmassnahmen für Un-
ternehmen entstehen, sofern: 

a. die vom Kanton unterstützten Unternehmen die Anforderungen nach dem zwei-
ten Abschnitt erfüllen; 

b. die Ausgestaltung dieser Massnahmen den Anforderungen nach dem dritten Ab-
schnitt entspricht; 

c. der Kanton die Anforderungen nach dem vierten Abschnitt und den Arti- 
keln 16–18 erfüllt. 

d. der Kanton die steuerliche Ausschöpfung des Ressourcenpotentials bis mindes-
tens Ende 2022 im Vergleich zum Referenzjahr 2020 nicht senkt. 



2 Er beteiligt sich nicht an den Kosten oder Verlusten, die einem Kanton aus seinen Härte-
fallmassnahmen für Unternehmen entstehen: 

a. an deren Kapital Bund, Kantone oder Gemeinden insgesamt zu mehr als 10 50 Pro-
zent beteiligt sind; 

Art. 3 Zeitpunkt der Gründung und Umsatz 

1 Die Unternehmen haben gegenüber dem Kanton belegt, dass sie: 

a. vor dem 1. März 2020 ins Handelsregister eingetragen worden sind oder, bei feh-
lendem Handelsregistereintrag, vor dem 1. März 2020 gegründet worden sind; 

b. im Jahr 2019 einen Umsatz von mindestens 50 000 Franken erzielt haben; 

c. ihre Wertschöpfung überwiegend in der Schweiz erzielt haben. 
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Nahm das Unternehmen die Geschäftstätigkeit auf den 1. Januar 2020 oder später auf oder 
wurde es 2019 gegründet und ist darum das Geschäftsjahr überlang, so gilt als Umsatz 
nach Absatz 1 Buchstabe b der Umsatz, der zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 29. 
Februar 2020 erzielte wurde, berechnet auf 12 Monate. 

2 Als profitabel oder überlebensfähig gelten Unternehmen, die: 

a. zum Zeitpunkt der Einreichung des Gesuchs nicht überschuldet sind und zwi-
schen dem 1. Januar 2019 und der Einreichung des Gesuchs nicht über- schul-
det waren; Zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 1. April 2020 nicht über-
schuldet waren. 

 

Art. 5 Umsatzrückgang 

1 Die Unternehmen haben gegenüber dem Kanton belegt, dass ihr Jahresumsatz 2020 in 
der Folge von behördlich angeordneten Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-
Epidemie mehr als 40 20 Prozent unter dem durchschnittlichen Jahresumsatz der Jahre 
2018 und 2019 liegt. 
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Der Umsatz berechnet sich aus dem Wert der verkauften Waren und der erbrachten Dienst-
leistungen zuzüglich der für die Periode 2020 erhaltenen Entschädigungen für Kurzarbeit 
und Covid-Erwerbsersatz. 

Art. 7 Form 

1 Die Härtefallmassnahmen, für deren Kosten oder Verluste der Kanton die Beteili- gung 
des Bundes in Anspruch nimmt, werden gewährt in Form von: 

a. rückzahlbaren Darlehen; 

b. Bürgschaften oder Garantien; 

c. nicht rückzahlbaren Beiträgen. 

2 Sie können nach Branchen, Unternehmensgrösse oder Form der Instrumente unter- 
schiedlich sein. 
3 Pro Unternehmen kann nur eine Form der Hilfen beansprucht werden. 

Art. 8 Höchstgrenzen 

1 Darlehen, Bürgschaften oder Garantien belaufen sich höchstens auf 25 Prozent des Jah-
resumsatzes 80 Prozent des Verlusts des Jahresumsatzes 2020 gegenüber 2019 eines Un-
ternehmens und höchstens auf 10 Millionen Franken. Ihre Laufzeit ist auf höchstens zehn 
Jahre befristet. 

 



Art. 14 Gesamtbetrag 

Der Bund beteiligt sich im Rahmen der bewilligten Kredite im Umfang von insgesamt 
höchstens 200 Millionen mindestens 1 Milliarde Franken an kantonalen Härtefallmassnah-
men. 


